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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Wohnungsbau und -eigentum

In einer im September 2019 eingereichten Motion verlangte Nationalrat Christoph
Eymann (ldp, BS), dass der Bundesrat ein Umsetzungskonzept bezüglich Massnahmen
zur Reduktion der 80-prozentigen Energieverluste im Gebäudebereich vorlege. Der
durchschnittliche Wert von 80 Prozent Wärmeverlust hatte der Bundesrat selbst in
seiner Stellungnahme zu einer Interpellation (Ip. 10.3873) des damaligen Nationalrats
Reto Wehrli (cvp, SZ) genannt. Eymann begründete sein Anliegen damit, dass die
bestehenden Anstrengungen nicht ausreichten, um die in der Energiestrategie
festgehaltenen Ziele und Verpflichtungen im Rahmen des Pariser Klimaabkommens zu
erreichen. Deshalb solle der Bundesrat nun in einem Konzept aufzeigen, wie der Bund
insbesondere durch Anreize zur Gebäudesanierung und zur Solarenergieproduktion
einen Beitrag zur Verminderung des Energieverlustes in Gebäuden leisten könne. 
Die Motion wurde in der grossen Kammer von Christian Imark (svp, SO) bekämpft. Dieser
argumentierte, dass es bereits heute finanziell sinnvoll sei, ein Gebäude bei einem
Neubau gut zu isolieren. Hindernisse gebe es jedoch durch Regulierungen, weshalb vor
allem ein Regulierungsabbau vorgenommen werden solle, wenn man die
Energieeffizienz von Gebäuden steigern wolle. Bundesrätin Simonetta Sommaruga
entgegnete, dass der Bundesrat bereits am Abbau von Hindernissen und Regulierungen
arbeite. Ein Umsetzungskonzept von Minergie-P-Massnahmen sei aber dennoch sinnvoll
und der Bundesrat sei dazu bereit, dieses auszuarbeiten. Die Mehrheit des
Nationalrates schloss sich dem Antrag des Bundesrates an und nahm die Motion in der
Sommersession 2021 mit 137 zu 53 Stimmen an. Ablehnend stimmten einzig die
Parlamentarier und Parlamentarierinnen aus der SVP-Fraktion. 1

MOTION
DATUM: 17.06.2021
ELIA HEER

Nationalrätin Priska Seiler Graf (sp, ZH) hatte im September 2019 eine Motion
eingereicht, in der sie verschiedene Massnahmen zur Reduktion der CO2-Emissionen
im Gebäudebereich forderte. Namentlich verlangte die Motionärin eine Ausweitung der
Einmalvergütung für Fotovoltaikanlagen, Anreizbeiträge auf Bauinvestitionen für das
Erreichen von Minergie-P-Standards sowie eine rasche Bewilligung von Solaranlagen in
Bau- und Landwirtschaftszonen.
In der Herbstsession 2021 befasste sich der Nationalrat mit dem Vorstoss. Der
Bundesrat, vertreten durch die UVEK-Vorsteherin Simonetta Sommaruga, empfahl die
Motion zur Ablehnung. Er teile zwar im Prinzip das Anliegen der Motionärin, aber ihre
konkreten Vorschläge seien entweder bereits heute umgesetzt, bereits aufgegleist,
nicht in der Kompetenz des Bundes oder nach Ansicht des Bundesrates nicht in der
geforderten Form gerechtfertigt. Die grosse Kammer folgte dem Antrag des
Bundesrates und lehnte die Motion mit 105 zu 88 Stimmen ab. Neben den
geschlossenen Fraktionen der SP, der Grünen und der GLP hatten auch drei Mitte-
Parlamentarier und -Parlamentarierinnen vergeblich für die Vorlage gestimmt. 2

MOTION
DATUM: 23.09.2021
ELIA HEER

Nationalrat Bruno Storni (sp, TI) reichte im September 2021 ein Postulat bezüglich der
Finanzierungsmöglichkeiten von energetischen Gebäudesanierungen ein. Konkret solle
der Bundesrat überprüfen, ob es neue Gesetze oder Massnahmen brauche, um die
finanziellen Anreize für diese Art von Sanierungen zu verbessern. Der Postulant war
nämlich der Ansicht, dass die bisherigen finanziellen Anreize im Rahmen des im CO2-
Gesetz enthaltenen Gebäudeprogramms nicht genügend hoch und deshalb nur für
Wohneigentümerinnen und -eigentümer mit hohem Einkommen geeignet seien.
Folglich schreite die energetische Sanierung des Gebäudebestands in der Schweiz zu
langsam voran. Der Bundesrat empfahl das Postulat zur Annahme, da er finanzielle
Anreize für Gebäudesanierungen als eine wichtige Massnahme zum Erreichen des
Netto-Null-Ziels erachte. Ausserdem reihe sich das Postulat gut in laufende Arbeiten
des BFE und des BAFU zur Vorbereitung der geplanten Revision des CO2-Gesetzes ein. 

Das Postulat wurde von Matthias Samuel Jauslin (fdp, AG) sowie von Walter Wobmann
(svp, SO) bekämpft. Daher beugten sich die Mitglieder der grossen Kammer in der
Frühlingssession 2022 über den Vorstoss. Jauslin zeigte in seinem Votum durchaus
Verständnis für das Anliegen des Postulanten. Jedoch wolle er nicht «Umverteilungen

POSTULAT
DATUM: 17.03.2022
ELIA HEER
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von Reich zu Arm oder von Arm zu Reich [in das Gebäudeprogramm] einbauen».
Ausserdem sei zu beachten, dass das Gewerbe aufgrund des Fachkräftemangels nicht in
der Lage sei, unendlich viele Wärmepumpen in kurzer Zeit zu verbauen. Nicht zuletzt
werde die Thematik bereits im Rahmen anderer Vorhaben untersucht, etwa beim
indirekten Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative, weshalb das Postulat überflüssig sei.
Der Nationalrat folgte jedoch Postulant Storni sowie dem Antrag von Bundesrätin
Simonetta Sommaruga und nahm das Postulat mit 116 zu 72 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) an. Die ablehnenden Stimmen setzten sich aus der geschlossenen SVP-
Fraktion sowie einer Mehrheit der FDP.Liberalen-Fraktion zusammen. 3

Nach dem Nationalrat beugte sich in der Sommersession 2022 der Ständerat über eine
Motion Eymann (lpd, BS), welche vom Bundesrat Massnahmen zur Reduktion der 80-
prozentigen Energieverluste im Gebäudebereich forderte. Die vorberatende UREK-SR
teilte die Einschätzung des Motionärs, dass bei den Energieverlusten im
Gebäudebereich Handlungsbedarf bestehe und dass die stärkere Förderung von
Gebäuden im Minergie-P-Standard eine geeignete Antwort auf diese Problematik
darstelle. Sie sah jedoch ein Problem in der Umsetzung der Motion, da sie die
Zuständigkeit im Gebäudebereich grundsätzlich bei den Kantonen ortete. Deshalb
beantragte sie eine Änderung des Motionstextes, wonach das geforderte
Umsetzungskonzept in Zusammenarbeit mit den Kantonen ausgearbeitet werden solle.
In dieser Fassung empfahl die Kommission ihrem Rat einstimmig die Annahme der
Motion. In der kurzen Ratsdebatte zeigte sich auch Bundesrätin Simonetta Sommaruga
mit der Änderung einverstanden und so nahm die kleine Kammer die Motion
stillschweigend an. 4

MOTION
DATUM: 31.05.2022
ELIA HEER

1) AB NR, 2021, S. 1417; Mo. 10.3873
2) AB NR, 2021, S. 1859 f.
3) AB NR, 2022, S. 525 f.
4) AB SR, 2022, S. 300 f.
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